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Sportartikelhersteller Der Zürcher
Konzern On hat 2025 denNetto-
umsatz gegenüber dem Vorjahr
um 30 Prozent gesteigert, wie
der Sportartikelhersteller gestern
mitteilte. Damit knackt das Un-
ternehmen beim Jahresumsatz
erstmals dieMarke von 3Milliar-
den Franken.Die Bruttogewinn-
marge stieg auf 62,8 Prozent und
die bereinigte Ebitda-Marge auf
18,8 Prozent an.

DieVerkäufevon Schuhenma-
chenweiterhin den Grossteil des
Umsatzes aus. Im letzten Jahrhat
On damit 2,8Milliarden Franken
umgesetzt.Das entspricht einem
Wachstumvon knapp 29Prozent.
Die Bereiche Bekleidung (46 Pro-
zent) und Zubehör (131 Prozent)
sind noch stärker gewachsen.On
konnte weltweit zulegen. In der
RegionAsien hat sich derUmsatz
sogar fast verdoppelt. Den tiefs-
ten Anstieg gab es mit 18 Pro-
zent imamerikanischenMarkt. In
Europa undAfrika stieg derUm-
satz um 32 Prozent. (sto)

On knackt erstmals
3-Milliarden-Marke
beim Jahresumsatz

Pünktlichkeit Die Schweizer Post
stellt den Kundinnen und Kun-
den Briefe und Pakete in der Re-
gel pünktlich zu. Insgesamt sei-
en 97,3 Prozent derA-Post-Briefe
und98,7 Prozent derB-Post-Brie-
fe pünktlich imBriefkastengelan-
det. Sie erfülle damit die Quali-
tätsvorgaben des Bundes, teilte
die Post gestern mit. Die Vorga-
ben der Postgesetzgebung von
97 Prozent für Briefe würden
«klar übertroffen». Letztes Jahr
waren 1,49Milliarden adressierte
Briefe ausgeliefert worden.

Ein ähnliches Bild zeige sich
bei den Paketen: Insgesamt
186,6Millionen Pakete sortierten
die Post-Mitarbeitenden 2025
und lieferten sie der Kundschaft
nach Hause. Mit 96,1 Prozent
rechtzeitig gelieferten Priority-
Paketen und 99,6 Prozent pünkt-
lich zugestellten Economy-Pake-
ten habe die Post dieVorgabevon
95 Prozent getoppt. (SDA)

Post übertrifft
Qualitätsvorgaben
des Bundes

Aus Sicherheitsgründen DerUS-Im-
munologeAnthonyFauci trat ges-
tern nichtwie geplant persönlich
am Health Tech Global Summit
in Basel auf. Stattdessen sprach
der frühere Corona-Berater der
US-Regierung per Videoschal-
tung zum Publikum,wie die Zei-
tungen von CHMedia berichten.

AlsGründenennt der85-Jähri-
ge einerseits kurzfristige berufli-
cheVerpflichtungen inWashing-
ton.Andererseits spiele auch sei-
ne persönliche Sicherheit eine
Rolle. Fauci berichtet von anhal-
tenden, teils ernst zunehmenden
Drohungen,darunter auchMord-
drohungen extremistischerGrup-
pen. Für öffentliche Auftritte sei
er deshalb zwingend auf Perso-
nenschutz angewiesen.

Die Veranstalter in Basel be-
tonen, die Entscheidung für den
virtuellenAuftritt sei aus organi-
satorischen und sicherheitsrele-
vanten Überlegungen getroffen
worden. Konkrete Hinweise auf
Bedrohungen inBasel habe es je-
doch nicht gegeben. (step)

Anthony Fauci
sagt Reise
nach Basel ab

Fabienne Riklin

Ohne Personal aus dem Aus-
land geht im Schweizer Gesund-
heitswesen längst nichts mehr.
Mittlerweile haben 33 Prozent
der Pflegefachpersonen ein aus-
ländisches Diplom. In einzelnen
Grenzkantonen liegt ihrAnteil so-
garbei überderHälfte: Genf,Neu-
enburg oder Waadt. Das zeigen
neue Zahlen des Gesundheits-
observatoriums (Obsan).

Obwohl im Bereich Pflege so
viele Beschäftigte arbeiten wie
noch nie, bleiben viele Jos unbe-
setzt. Gemäss Jobradar X28 wa-
ren letztes Jahr 137’268 Stellen
imPflegebereich ausgeschrieben.
«In der Pflege herrscht schweiz-
weit die grösste personelle Not-
lage», sagt Christina Schumacher,
stellvertretende Geschäftsführe-
rin des Berufsverbands der Pfle-
gefachpersonen (SBK).

Die Situation hat sich inner-
halb von fünf Jahren in den
meisten Kantonen deutlich ver-
schärft.Waren beispielsweise im
Aargau im Jahr 2020 noch rund
7600 Pflegeinserate online, wa-
ren es 2025 bereits 13’000. Im
Kanton Glarus haben sich die
ausgeschriebenen Stellen auf
920 Stellen verdoppelt und im
Wallis auf 2100 fast verdreifacht.

Schweiz spürtWettbewerb
im Gesundheitswesen
Der SBK führt diese Entwick-
lung auch darauf zurück, dass es
schwieriger geworden ist, in den
direkten Nachbarländern geeig-
nete Pflegefachpersonen zu re-
krutieren. Insbesondere kom-
menwenigerGrenzgängerinnen
und Grenzgänger. Bei ihnen re-
gistriert das Obsan bereits mehr
Austritte als Eintritte. «Die Län-
der rund um die Schweiz bemü-
hen sich sehr darum, ihr aus-
gebildetes Personal möglichst
zu halten», sagt Schumacher.
Das bekomme nun der hiesige
Arbeitsmarkt zu spüren.

Alain Kohler, Leiter Unter-
nehmenskommunikation beim
SpitalverbundAppenzell Ausser-
rhoden,bestätigt diese Einschät-
zung.«VerbesserteArbeitsbedin-
gungen und höhere Löhne in
den Herkunftsländern machen
es anspruchsvoller, ausländische
Pflegefachpersonen zu gewin-
nen», sagt er. Zudem habe sich
die Mobilitätsbereitschaft verän-
dert.Vielewürden genauerabwä-
gen, ob sich ein Schritt ins Aus-
land lohne.Gleichzeitig herrsche
europaweit Personalknappheit.

Gravierende Folgen für
die Versorgung inMoldau
Dochwie invielen anderen Spitä-
lern geht es auch inAusserrhoden
nicht ohne ausländisches Perso-
nal. «Um den Versorgungsauf-
trag sicherzustellen, sindwirdar-
auf angewiesen», sagt Kohler.Be-
sonders angespannt ist die Lage
bei Pflegefachpersonen HF/FH.
Das hänge auch mit der hohen
psychischen und physischen Be-
lastung zusammen. Viele arbei-
ten deswegen in einem Teilzeit-
pensum. Auch steigen Fachkräf-
te vermehrt aus dem Beruf aus.
Nachwuchs fehlt.

Der Spitalverbund Appenzell
Ausserrhoden hat deshalb den

Rekrutierungsradius erweitert.
Neben Deutschland, Österreich
und Frankreichwerdenvermehrt
Fachkräfte ausweiteren EU-Län-
dern angesprochen.

Das Nachsehen haben jene
Staaten, die am Ende dieser Ab-
werbungskette stehen – etwa
die Republik Moldau. Das klei-
ne Land weist eine der höchs-
tenAbwanderungsraten Europas
auf.Da etwa dieHälfte derBevöl-

kerung einen rumänischen Pass
besitzt und die Schweiz die Per-
sonenfreizügigkeit für Rumäni-
en schrittweise ausgedehnt hat,
nutzen jährlich Hunderte die
Möglichkeit, in Westeuropa zu
arbeiten. Die Folgen für die Ver-
sorgung vorOrt sind gravierend.

Die Lebenserwartung in Mol-
dau liegt bei gerade einmal
70 Jahren;medizinische Behand-
lungen sind vor allem in ländli-

chen Gebieten kaum mehr ge-
währleistet. Natalia Postolachi,
Leiterin der Organisation Cas-
med für häusliche Pflege, spricht
von eigentlichen «Medizinwüs-
ten». An manchen Orten schaue
ein Hausarzt höchstens einmal
pro Woche vorbei. Dann hätten
Schwangere undKinderVorrang.
«ÄltereMenschenmüssenwarten
oderkommenüberhaupt nicht an
die Reihe», so Postolachi.

Niedrige Löhne,veralteteAusrüs-
tung und begrenzte Karriereaus-
sichten treibenvieleMenschen in
die Emigration.AuchderKrieg im
Nachbarland Ukraine verstärkt
denWunsch, das Land zu verlas-
sen. «Sie suchen eine sichere Zu-
kunft», erklärt Postolachi. Perso-
nalvermittler seiendarauf spezia-
lisiert, Fachkräfte direkt nach der
Ausbildung abzuwerben. «Noch
währenddes Studiums schliessen
vieleVerträgemitArbeitsagentu-
ren ab, die ihrerseits Sprachkur-
se und Fahrstunden offerieren.»

«Die Schweiz bedient sich
nun bei den Schwächsten»
Martin Leschhorn von Medicus
Mundi Schweiz kritisiert das
Vorgehen scharf: «Seit deut-
sche oder französische Fachkräf-
te weniger leicht zu bekommen
sind, bedient sich die Schweiz
nun bei den Schwächsten.» Es
sei unethisch, wenn arme Staa-
ten die Ausbildungskosten trü-
gen und die Schweiz anschlies-
send die ausgebildeten Fach-
kräfte übernehme.

DieseKritik teilt auchdieWelt-
gesundheitsorganisation.EinKo-
dex aus dem Jahr 2010 hält fest,
dass jedes Landbestrebt sein soll-
te, seinen Bedarf an medizini-
schem Personal selbst auszubil-
den,umdieAbwerbunggering zu
halten.Die Krux dabei: DerKodex
ist freiwillig.

Welche Folgen dieser «Brain
Drain» haben kann, zeigt eine
kürzlich veröffentlichte Studie
des Mannheimer Zentrums für
Europäische Wirtschaftsfor-
schung und des Münchner Ifo-
Instituts. So mussten deutsche
Krankenhäuser in Grenznähe zur
Schweiz zeitweisemit zwölf Pro-
zent weniger Pflegefachkräften
auskommen als andere deutsche
Spitäler, die weiter im Landes-
inneren liegen.

«Keine nachhaltige Lösung
für den Fachkräftemangel»
Dieser Rückgang der medizini-
schen Versorgung blieb nicht
ohne Folgen für die Gesund-
heit derPatientinnenundPatien-
ten.Die Sterbewahrscheinlichkeit
stieg in den Gebieten nahe der
Schweiz um 5 Prozent, bei Herz-
infarkten sogar um 18 Prozent.
Die Forschenden fanden einen
klaren Zusammenhang: je dün-
ner die Personaldecke, desto ge-
ringer die Überlebenschance. In
der Grenzregion sank die statis-
tische Lebenserwartung dadurch
bereits um 0,3 Jahre.

In Regionenwie Lörrach oder
Konstanz lockt die Schweiz mit
deutlichhöherenLöhnenund tie-
fen Steuern – fast 68’000 Deut-
sche pendeln bereits südwärts,
während kaum tausend den um-
gekehrtenWeg antreten.

Christina Schumacher vom
SBK sagt: «Pflegefachpersonen
ausdemAusland sindkeinenach-
haltige Lösung für den Fachkräf-
temangel.» Zwar würden sich
auch wegen der Pflegeinitiative
positive Effekte zeigen. Etwa die
Ausbildungsoffensive, die in vie-
len Kantonen bereits angelau-
fen sei. «Doch wenn es nicht ge-
lingt, Pflegefachpersonen lang-
fristig im Beruf zu halten, greift
diese Massnahme zu kurz.»

Ohne Pflegekräfte aus demAusland
geht nichts – doch es kommenweniger
Gesundheitswesen Weil Personal aus den Nachbarländern ausbleibt, rekrutieren Spitäler nun in Osteuropa.
In Ländern wie Moldau entstehen dadurch «Medizinwüsten»mit tödlichen Folgen.

Pflegefachpersonen sind in der Schweiz dringend gesucht, viele Jobs bleiben unbesetzt. Foto: Maskot, Getty

Anteil Pflegefachpersonen mit ausländischem Abschluss
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Hannes Germann befürchtet, dass die Annahme der Initiative weitreichende politische Konsequenzen nach sich ziehen würde. Foto: Matthias Spicher

Annalena Müller

Der langjährige SVPler spricht
aus, was mancher in der Par-
tei denkt: «Ich bevorzuge den
Gegenvorschlag, weil er unser
gelebtes Neutralitätsregime auf
Verfassungsstufeverankert», sagt
der Schaffhauser Ständerat Han-
nes Germann. Die Neutralitäts-
initiative, die dieseWoche imNa-
tionalrat diskutiert wird, ist bei
manchen in derPartei unbeliebt,
wie eine Reihe von Gesprächen
mit SVP-Angehörigen zeigt. Eini-
ge befürchten eineNiederlage an
der Urne.Anderen geht die Initi-
ative in geopolitisch unsicheren
Zeiten zu weit, da sie den Hand-
lungsspielraumdes Bundesrates
deutlich einschränken würde.

Hinter verschlossenen Türen
hört man diese Argumente im
Bundeshaus öfter, öffentlich äus-
sern will sich ausser Germann
niemand. Als der Ständerat im
Juni die Initiative debattierte,
stimmten die SVP-Ständeräte
geschlossen dafür. Den Gegen-
vorschlag lehnten sie mit Aus-
nahme von Hannes Germann
ab, der sich für ein strategisches
Doppel-Ja entschied.

ImHerbst wird vermutlich
darüber abgestimmt
Die Initiative fordert, dass die
Schweiz künftig keine Sanktio-
nen gegenKrieg führende Staaten
erlässt, es sei denn, diese stam-
men direkt von der UNO. Weiter
soll die Schweiz mit keinen Mili-
tärbündnissen zusammenarbei-
ten – ausser im Fall «eines direk-
tenmilitärischenAngriffs auf die
Schweiz» oder bei Vorbereitun-
gen eines solchen Angriffs, wie
es im Initiativtext heisst.

ChristophBlocher lancierte die
Initiative im Jahr 2022 als Reakti-
on auf die SchweizerÜbernahme
der EU-Sanktionen gegen Russ-

land. Sie gilt als Herzensangele-
genheit des SVP-Übervaters. Der
Gegenvorschlag, der im Juni vom
Ständerat angenommen wurde,
will die bewaffnete Neutralität
der Schweiz in der Verfassung
verankern, aber ohne die Ein-
schränkungen bei Kooperationen
und Sanktionen. Voraussichtlich
im Herbst wird die Schweiz über
die Initiative abstimmen– obmit
oder ohne Gegenvorschlag, wird
die Session entscheiden.

Unbestritten ist: Eine Annahme
der Initiative hätte weitreichen-
de Folgen. «Sie würde zu einer
Isolation der Schweiz führen»,
sagt der neutralitätskritische
Staatsrechtler und frühere FDP-
Standesrat René Rhinow. Das
im Initiativtext fixierte Koopera-
tionsverbot mit Militärbündnis-
sen wäre ein «sicherheitspoliti-
sches Risiko».

Das aktuelle Neutralitätsrecht
erlaubt gemeinsame Übungen
und Kooperationen. In diesem
Jahr plant die Armee 39 inter-
nationale Ausbildungsübungen,
23 davon im Ausland, wie der
Bundesrat im Februar mitteilte.

Bei einer Annahme der Initiative
wäre das so nicht mehr möglich.
Das bestätigt auch Staatsrecht-
ler Andreas Glaser: Die Initiative
würde die Handlungsspielräume
des Bundesrates einschränken.
«Ob man das will oder nicht, ist
eine politische und keine recht-
liche Frage», so Glaser.

Dass die Initiative bei einerAn-
nahme weitreichende politische
Konsequenzen nach sich ziehen
würde, befürchtet auch Ständerat
Hannes Germann. Dies gelte be-
sonders für militärische Koope-
rationen. «Man kann nicht erst
bei einem bevorstehenden An-
griff Kooperation üben», sagt der
Schaffhauser Ständerat.Dann sei
es zu spät. «Deswegen üben wir
jetzt schon gemeinsam mit Nato
und EU-Partnern.»

Germann hat am Gegenvor-
schlag des Ständerates im letz-
ten Sommer mitgearbeitet. Die-
ser verzichtet bewusst darauf,
die Handlungsmöglichkeiten des
Bundesrates einzuschränken. Ob
erüberhauptvorsVolk kommt, ist
allerdings unklar. In der zustän-
digen aussenpolitischen Kom-
mission des Nationalrats ist der
Gegenvorschlag durchgefallen.

DieseWoche diskutiert derNa-
tionalrat. Besonders linke Poli-
tiker wollen, dass die Initiative
ohneAlternative zurAbstimmung
kommt –weil sie so einfacher zu
bekämpfen sei.

In derVernehmlassung hatten
sich alle Parteien ausser der SVP
gegen die Initiative ausgespro-
chen. Auch in Umfragen fällt das
Anliegen durch.Eine Sotomo-Be-
fragung im Auftrag des Vereins
NeutRealität zeigte im Januareine
deutliche Ablehnung in der Be-
völkerung. Zwar hielten 80 Pro-
zent derBefragten grundsätzlich
an der Neutralität fest, diese sol-
le jedoch pragmatisch und nicht
ideologisch gehandhabt werden.

So befürworten 75 Prozent, dass
die Schweiz auch künftig Wirt-
schaftssanktionen gegen Staaten
erlassen kann,die dasVölkerrecht
verletzen. 83 Prozentwollen zum
eigenen Schutz weiterhin mit
EU- und Nato-Staaten kooperie-
ren können.Konfrontiertmit den
möglichen Konsequenzen der In-
itiative, lehnen 67 Prozent derBe-
fragten diese ab.

Fraktionschef Aeschi
betont Geschlossenheit
Einige SVP-Parlamentarier fürch-
ten darum eine Schlappe,wie ein
SVP-Nationalrat hintervorgehal-
tener Hand sagt. Diese würde
nicht nurderPartei, sondern auch
der Neutralität an sich schaden,
glaubt er. In der Partei sorgen
sichmanche,dass ihre Gegner ein
Nein zur Initiative als generelle
Absage an die Neutralität inter-
pretieren könnten. Der Politiker
möchte wie andere Kritiker an-
onym bleiben. Auch er hofft auf
ein Revival des Gegenvorschlags.

Thomas Aeschi ist Fraktions-
chef der SVP imNationalrat und
Mitglied des Initiativkomitees.
Er betont, dass die SVP-Fraktion
geschlossen hinter derNeutrali-
tätsinitiative stehe. Ein sicher-
heitspolitisches Risiko sieht er
beiAnnahme der Initiative nicht:
«ImGegenteil: DieAufweichung
derNeutralität zieht die Schweiz
schleichend in internationale
Konflikte hinein. Mit der Rück-
kehr zur bewaffnetenNeutralität
will die SVP ein noch höheres
sicherheitspolitisches Risiko ver-
hindern», so Aeschi.

DerNationalrat diskutiert die
Initiative frühestens heute. Bei-
de Kammern werden sich wäh-
rend der Sessionmit derVorlage
befassen. Das Ziel ist, diese noch
in der Frühjahrssession zu berei-
nigen und die Abstimmung im
Herbst auf denWeg zu bringen.

Altgedienter SVPler stellt sich
gegen Christoph Blocher
Neutralitätsinitiative Die Herzensangelegenheit des Übervaters der Partei geht
manchenMitgliedern zu weit – darunter Ständerat Hannes Germann.

Links-progressive Gleichstel-
lungspolitiker und -politikerin-
nen nennen sie die «heilige Drei-
faltigkeit» der Gleichstellungs-
politik:
— Die Einführung der Individu-
albesteuerung
— Eine echte Elternzeit
— Die flächendeckende Finan-
zierung von Kitas

Element 1 dieser nur halbhei-
ligen Trinität könnte schon am
nächsten Sonntag Realität wer-
den.Allerdings nurvielleicht, im
Moment ist das Abstimmungs-
rennen too close to call, es kann
noch auf beide Seiten kippen.

Bei Element 2, der Eltern-
zeit, sind mögliche Ergebnisse
noch etwas weiter weg. Gegen-
wärtig befindet sich die Schweiz
ziemlich amSchluss der europäi-
schen Staaten,was die Familien-
zeit nach einer Kindsgeburt an-
geht.Mütter in derSchweiz haben
Anspruch auf einen 14-wöchigen
Mutterschaftsurlaub,dieVäterauf
zwei Wochen (hart erkämpfte
zweiWochen). ImGegensatz dazu
geben EU-Staaten ihrenMüttern
im Schnitt 66 Wochen frei nach
einer Geburt, der OECD-Durch-
schnitt liegt bei 52Wochen.

Derzeit läuft eineUnterschrif-
tensammlung für eineVolksiniti-
ative, die das ändernmöchte. Ini-
tiiert wurde die Familienzeit-In-
itiative (je 18 Wochen für Mutter
und Vater) von diversen Frauen-
verbänden, den Grünen, der GLP
unddenMitte-Frauen.Zeit fürdie
Unterschriftensammlung haben
sie noch bis im Oktober.

Was die SPmit ihrer
Volksinitiative erreichenwill
Und damit zu Element 3, der
flächendeckenden und (je nach
politischem Standpunkt) mög-
lichst grosszügigen Finanzie-
rung von Kitas in der Schweiz.
In vielen Kantonen gibt es heu-
te schon subventionierte Betreu-
ungsplätze,dieUnterschiede sind
allerdings beträchtlich. Beson-
ders krass sind sie bei den tiefs-
ten Einkommen,wie eine Studie
der Credit Suisse vor fünf Jahren
feststellte:WährendGenferEltern
aus der tiefsten Einkommens-
klasseMindestkostenvon 5Fran-
ken pro Tag bezahlen, sind es im
Kanton Schwyz rund 85 Fran-
ken pro Tag.

Was es bis heute noch nicht
gibt, ist eine Bundeslösung für
die Finanzierung von Kita-Plät-
zen. Das will die SP mit einer
Volksinitiative ändern: Neu sol-
len Eltern höchstens 10 Pro-
zent ihres Einkommens für die
Betreuungsplätze ihrer Kinder
ausgeben, unabhängig von ih-

remWohnort undwährend einer
recht langen Zeit: Gelten würde
die Finanzierungvon Kindern ab
demAltervon 3Monaten bis zum
Ende der Grundschulzeit.

Im vergangenen Dezember
hat das Parlament einen Gegen-
vorschlag zur Initiative beschlos-
sen.Der gehtwenigerweit als die
Idee der SP. Statt ein prozentua-
ler Anteil des Einkommens ist
ein konkreter Betrag vorgese-
hen. Eltern von bis zu 8-jähri-
gen Kindern sollen einen Beitrag
von mindestens 100 und höchs-
tens 500 Franken im Monat er-
halten,wenn ihre Kinder fremd-
betreut werden.

«Der Gegenvorschlag
ist der realistischereWeg»
In Kraft treten kann diese Bun-
deslösung erst, wenn die SP ihre
Volksinitiative zurückzieht –was
nungeschieht,zumindestbedingt.
«Natürlich wäre unsere Initiati-
ve besser gewesen. Aber der Ge-
genvorschlag ist der realistische-
reWeg»,sagt SP-Co-PräsidentCé-
dric Wermuth. «Wir werden nun
zumerstenMal auf Bundesebene
ein Gesetz zur Kita-Finanzierung
haben. Sozialpolitisch ist das ein
historischer Schritt.»

Dass die SP ihren Entscheid
gerade jetzt bekannt gibt, ist kein
Zufall. Geradeweil die Sozialde-
mokraten Individualbesteuerung
und Kita-Finanzierung zusam-
mendenken, wünschen sie sich
Unterstützung aus der bürgerli-
chen Mitte, namentlich von der
FDP, die ebenfalls für die Indivi-
dualbesteuerung kämpft. Besser
gesagt: Siewünschen sich bei der
Kita-Finanzierung keinenWider-
stand von dieser Seite.

Erst mit dem Rückzug der SP
beginnt nun die Referendums-
frist zum neuen Bundesgesetz
zu laufen.Aus Reihen der FDP ist
keinReferendumzu erwarten (so
viel Unterstützung ist offenbar).
Eine Abstimmung ist allerdings
trotzdem realistisch. Gewerbe-
verbandundArbeitgeberverband
überlegen sich dem Vernehmen
nach ein Referendum. Aus die-
semGrund zieht die SP ihre Initi-
ative nurbedingt zurück.Sollte es
bei einer allfälligenAbstimmung
(wohl im November dieses Jah-
res) zu einemNeinkommen,wür-
de es danach noch eine Abstim-
mungüberdieVolksinitiative ge-
ben.Bei einem Ja könnte das neue
Bundesgesetz eingeführtwerden
– und Eltern erhielten wohl frü-
hestens ab 2027 einen Bundes-
beitrag für die Fremdbetreuung
ihrer Kinder.

Philipp Loser

SP zieht Kita-Initiative
zurück – und hofft auf FDP
Nationale Betreuungslage Ab nächstem Jahr
sollen Eltern pro Kind und Betreuungstag
100 Franken imMonat erhalten.

«Ich bevorzuge den
Gegenvorschlag,
weil er unser
gelebtes Regime
der Neutralität auf
Verfassungsstufe
verankert.»
Hannes Germann
Schaffhauser SVP-Ständerat

Soll der Bund die Betreuung von Kindern mitbezahlen? Foto: Imago


